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I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

, Aktiengesellschaft^ 
die Herren Rudolf B|

ver-der Bank für G ___
treten durch ihren Vorstan 
und Richard V M ü B  in H P o  PI?

Klägerin und Revisionsklägerin 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Frhr«. v

gegen

die Bundesrepublik Deutschland5 vertreten durch den Eun- 
desminister für Wirtschaft, dieser vertreten durch die

K E M H — l— h Aktiengesellschaft 9 vertreten 
durch deren Vorstand, die Herren Herrn a n n H a j M Ä  und 
Dr» Walther in H ^ I B B  H^|^petraße

Beklagte und Revisionsbeklagte
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr»

hat der VIII* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 7» November 1962 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr<> Haidinger sowie der Bundesrichter 
Dr0 Gelhaar9 Dr. Dorschei, Dr» Messner und Mormann
für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des !• Zivilsenats 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 
17o Februar 1961 wird auf Kosten der Klägerin zurück­
gewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die jetzt im Konkurs befindliche Firma G0L0 G ^ p p  in 
Hppp^^ eine alte Export-Importfirma, deren Alleininho- 
ber der Kaufmann Rolf H,Ko war, errichtete
in den Jahren 1952/53 in Westafrika, wo sie schon vor dem 
Kriege geschäftlich tätig gewesen war, mehrere Niederlas­
sungen«, Im Dezember 1952 erhielt sie einen Konsortialkre­
dit - federführend die N P P P B P P P I  Bank in iRflppp - von 
einer Million £M$ für zwei Drittel dieses Betrages Übernahm 
die Beklagte die 9ö $ige Ausfallbürgschaft» Im Frühjahr 
1953 wandte sich die Firma G ^ p ^  durch Rechtsanwalt Nüp^' 
in k M k  zusammen mit drei anderen Firmen wegen weiterer 
Kredite an das BundeswirtSchaftsministerium und das Bundes­
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit» Vom Bundes­
ministerium für wirtschaftliehe Zusammenarbeit erhielten 
die Antragsteller die Nachricht, daß beabsichtigt sei, 
aus ERP-Mitteln zur Finanzierung von Überseehandelsnie­
derlassungen für sie fünf Millionen DM bbereitzusteilen 
unter der Auflage, daß die Kreditnehmer zusätzlich sich 
weiteren Kredit auf dem Kapitalmarkt besorgten«, Rechtsan-
v/alt Dr«, Nu( wandte sich für die Firma an die
klagende Bank mit dem Vorschlag, die Kreditaktion hinsicht­
lich der Firma Ü<PPB zu übernehmen, und zwar für einen 
von der Kreditanstalt für Wiederaufbau zu gewährenden 
drei Millionen DM ERP-Kredit als durchleitende Bank, für 
weitere drei Millionen DM als Kreditgeberin» Für den ERP- 
Kredit sollte die freie Hansestadt HpppH, für den Bank­
kredit die Beklagte eine 9o $ige AusfallbUrgschaft über­
nehmen«, Die Klägerin nahm den Vorschlag an«. Ohne die Bürg­
schaften und die Bewilligung des ERP-Kredits abzuwarten, 
gab sie bereits ab Juli 1953 der Firma GPPPP auf Waren, 
die nach Westafrika verschickt wurden, gegen Dreimonats­
akzepte der Niederlassungen laufend Vorschüsse„ Diese über-
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schritten schon im November 1953 die Dreimillionengrenze0 
Von dem ERP-Kredit wurden, nachdem die Bürgschaft
übernommen hatte, Ende Dezember 1953 2 Millionen DM aus-
bozahlt; die Auszahlung der restlichen, als Invostitions- 
kredit vorgesehenen 1 Million DM unterblieb wegen der sich 
ständig verschlechternden Finanzlage der Firma F^r
den Drei-Millionen-Bankkredit übernahm die Beklagte nach 
langwierigen Verhandlungen eine 9o $ige Ausfallbürgschaft; 
die Bürgsohaftsübernahme wurde grundsätzlich beschlossen 
in der Sitzung des "Interministeriellen Ausschusses für 
Ausfuhrgarantien und Ausfuhrbürgschäften" vom 3o* Novem­
ber 19535 die Bürgschaftsurkunde wurde ausgefertigt am 
31o März/2o April 195^ und der Klägerin ausgehändigt am 
280 April 195*+°

Schon ab lo» März 195*+ hatte die Klägerin die Kredit­
gewährung an die Firma eingestellt• Grund dafür
war;> daß die Firma die ersten 18 Wechsel über *fl6 000 DM 
trotz Prolongation um drei Monate auch Ende Januar/Anfang 
Februar 195*+ nicht eingelöst hatte, und daß von Ende 
Januar bis Anfang März 195^ weitere Akzepte über 000 DM 
prolongiert werden mußten«. In der folgenden Zeit führte 
die sich weiter verschlechternde Liquiditätslage der Fir­
ma zu zahlreichen mündlichen und schriftlichen Ver­
handlungen zwischen den Beteiligten«. Ab August 1951*- ver­
handelte schließlich der Inhaber der Firma mit der nieder­
ländischen Firma N«.V0 BoflBl Handel
(Bo(B^)o Diese sollte bei Beteiligung an den in eine 
selbständige Firma umzuwandelnden afrikanischen Nieder­
lassungen Kapital zur Verfügung stellen«. Diese Verhand­
lungen, an denen sich zeitweise auch die Beklagte betei­
ligte, erzielten in einer zwischen der Bofl^^und der 
Firma G f l M  ausgehandelten "Grundsatzvereinbarung" am
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260 November 195*+ zunächst ein positives Zwischenergebnis , 
das die Bürgen und die Klägerin veranlaßte, im Dezember 
195*+ durch ihren Treuhänder die von der Firma & M H I  ge­
stellten Sicherheiten (Waren und Forderungen in den Nie­
derlassungen), freizugeben» Da sich der Abschluß einer 
endgültigen Vereinbarung zwischen der Firma G f m  und 
B o ^ H B  jedoch hinauszögerte, kündigte die Klägerin im 
Einvernehmen mit den Bürgen den ganzen Kredit zum 15« März 
1955° Am 26 o Mai 1955 sagte B o ^ l B  eine Beteiligung an 
dem Afrikageschäft endgültig ab» Am 16» Juli 1955 stellte 
die Klägerin Konkursantrag gegen die Firma G f B ;  der 
Konkurs wurde am 21 <> Oktober 1955 eröffneto

Die Klägerin hat in erster Instanz die Zahlung von 
2 938 3 ^ a97 DM nebst Zinsen, hilfsweise Feststellung ver­
langt, daß die Beklagte diesen Betrag nach Fälligkeit zah­
len müsse, davon 2 7o7 229332 DM in erster Linie aus der 
Bürg.schaft, den Rest - im wesentlichen rückständige Zinsen 
auf die sich die Bürgschaft nicht* erstreckte - alŝ  Scha­
densersatz» Den Schadensersatzanspruch begründet die Klä­
gerin dreifach: die Beklagte habe sie in Kenntnis der Kre- 
ditunwürdigkeit der Firma zur Kreditgewährung ver­
anlaßt} die Beklagte habe sich einer rechtzeitigen Kündi­
gung des Kredits widersetzt und so die damals noch mögli­
che Rückführung der Kreditsumme verhindert; die Beklagte 
habe endlich durch die vorzeitige Freigabe ihr eine Be­
friedigung aus den Sicherheiten in den Niederlassungen un­
möglich gemacht»

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen» Die Klägerin 
hat Berufung eingelegt, jedoch nachdem inzwischen der Kon­
kursverwalter eine Teilquote von 15 % ausgeschüttet hatte, 
nur noch Feststellung verlangt, daß die Beklagte verpflich 
tet sei, den Bürgschaftsvertrag zu erfüllen und ihr den



aus der Geschäftsverbindung mit Gf|HB erwachsenen Schaden 
zu ersetzen«. Das Berufungsgericht hat die Berufung zurück­
gewiesen., Mit der Revision verfolgt die Klägerin den Fest­
stellung santrag weiter«, Die Beklagte beantragt, die Revi­
sion zurück zuwei sen«,

Entscheidung sgründe:

Das Berufungsgericht teilt den Standpunkt des Landge­
richts, die Klägerin sei verpflichtet gewesen, bei den Ver- 
tragsvorhandlungen der Beklagten mitzuteilen, daß die Fir­
ma schon damals ihre Wechsel nicht mehr einlöste,
sowie daß sie (Klägerin) selbst bereits ab Io» März 195^ 
der Firma GfflB den weiteren Kredit gesperrt hatteo Nach 
Ansicht des Berufungsgerichts kann sich aber die Beklagte 
hierauf - auch einwendungsweise - nicht mehr berufen, weil 
sie selbst nach Kenntnis dieser Umstände sich noch zu ih­
rer EUrgschaftsVerpflichtung bekannt und damit etwaige 
Rechte verwirkt habe«, Die Beklagte habe aber die Bürg­
schaft wegen arglistiger Täuschung wirksam angefochten 
(Do Die Klägerin habe nämlich bei den Vertragsverhand­
lungen arglistig verschwiegen, daß die Firma den
insoweit zweckgebundenen Kredit in beträchtlichem Umfange 
nicht für die Bezahlung von Warenlieferungen nach den afri- 
tikanischen Niederlassungen, sondern zur Bezahlung über­
fälliger Schulden, die nichts mit dem Afrikageschäft zu 
tun hatten, verwandt habe» Schadensersatzansprüche der 
Klägerin (II) sind auch nach der Ansicht des Berufungsge­
richts nicht gegebeno



Io Anfechtung des Bürgschaftsvertrages

Das Berufungsurteil hat dazu festgestellt:
Grundlage aller Verhandlungen zwischen den Parteien wa­

ren die "Allgemeinen Bedingungen für die Übernahme von Bürg 
schoften durch die Bundesrepublik Deutschland bei der Fi­
nanzierung von Verkaufslägern, die bei Niederlassungen deut 
scher Ausfuhrhändler im Ausland eingerichtet und unterhal­
ten werden"o In § 1 Abs« 2 dieser Allgemeinen Bedingungen 
ist bestimmt, daß der Bund "Bürgschaften zur Finanzierung 
von Verkaufslägern übernehmen kann, die bei Niederlassun­
gen deutscher Ausfuhrhändler im Ausland eingerichtet und 
untorhalten \irerden"« § 2 bestimmt als Gegenstand der Bürg­
schaft "das für die Anschaffung der für das Verkaufslager 
bestimmten Waren deutschen Ursprungs gewährte Darlehen"» 
Diese Zweckbindung der Bürgschaft war den für die Kläge­
rin verhandelnden Zeugen F ^ B I  (bis Ende 1953 Vorstands­
mitglied der Klägerin) und Hef^f (Prokurist der Klägerin, 
Leiter der Rechtsabteilung und stellvertretender Leiter 
der Kreditabteilung) bekannt« In einer Sitzung vom 3o« No­
vember 1953 im Bundesministerium für wirtschaftliehe Zu­
sammenarbeit, an der Vertreter aller Beteiligten (Firma 
G 4 H B ?  Klägerin, Bundeswirtschaftsministerium, Bundes­
finanzministerium, Amt für Wirtschaft der Stadt 
teilnahmen, erklärte Ff^ft sinngemäß, der von der Kläge­
rin bis dahin bereits gewährte Kredit sei für die Bezah­
lung von Warenlieferungen nach den Niederlassungen ver­
wandt worden« In Wirklichkeit hatte jedoch bis dahin die 
Klägerin die Verwendung des über das laufende Konto der 
Firma geleiteten Kredits nicht kontrolliert» Tat­
sächlich hatte die Firma bis zum 27» November 1953 über 
83o 000 DM "fehlverwandt", indem sie damit dringende an­
dere Verbindlichkeiten abgedeckt, aber nicht V/aren für 
die Niederlassungen bezahlt hatte« Den Vertretern der
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Klägerin war dies aus Mitteilungen von Prokuristen der 
Firiria in groben Umrissen3 mindestens aber bekannt-;
daß ins Gewicht fallende Beträge von einigen hunderttau­
send DM fehlverwandt waren» Sie wußten auch; daß eine 
Kenntnis von Fehlverwendungen dieses Umfangs für die Ver­
treter der Beklagten eine entscheidende Bedeutung gehabt 
hätteo

g
$

Das Berufungsgericht ist der Meinung5 dieser Sachver­
halt berechtige die Beklagte«, ihre Bürgschaftserklärung 
wegen arglistiger Täuschung anzufechten«, Sie habe recht­
zeitig angefochten; jedenfalls habe die insoweit behaup- 
tungs- und beweisbelastete Klägerin nichts Gegenteiliges 
vorgetragen«

Die Revision greift teils diese Feststellungen mit Ver­
fahrensrügen; teils die vom Berufungsgericht aus ihnen ge­
zogenen Schlußfolgerungen an„

lo Die Revision rügt; das Berufungsgericht habe keine 
ausreichenden Feststellungen über eine Anfechtungserklä­
rung der Beklagten getroffen« Der Tatbestand des Urteils 
stelle (So ?1 UA) nur fest«, daß die Beklagte mit Schrift­
satz vom 6o Dezember 1957 den Bürgschaftsvertrag wegen 
arglistiger Täuschung angefochten habe«, Als Anfechtungs­
grund werde dort aber unter Bezugnahme auf einen Schrift­
satz vom 2o Mai 1957 nur die angebliche Täuschung über 
den "StatusM; nicht das arglistige Verschweigen der Fehl­
verwendungen angegeben; hinsichtlich des "Status" habe 
das Berufungsgericht aber selbst eine arglistige Täuschung 
verneint« Demgegenüber weist die Beklagte zu Recht darauf 
hin; daß der spätere Schriftsatz der Beklagten vom 31= Ja­
nuar 1958 ausdrücklich als "zweiten Anfechtungsgrund" das 
Verschweigen der Fehlverwendungen behandelt habeo Die dem­
nach in diesem Schriftsatz enthaltene Anfechtungserklärung
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hat das Berufungsgericht durch seine Bezugnahme im Tatbe­
stand festgestellto

Zu Recht hat das Berufungsgericht auch angenommen, daß 
die Anfechtung rechtzeitig (§ l*+2 BGB) erklärt seic

Die Revision rügt demgegenüber, aus den eigenen Schrift 
Sätzen der Beklagten vom 2» Mai 1957 und 18« Januar 1957 
ergebe sich, daß sie die Tatsache der Fehlverwendungen 
schon vor dem 31» Januar 1957 gekannt habe« Die Rüge ist 
nicht begründet« Im Schriftsatz vom 2« Mai 1957 (S« k?) be 
ruft sich zwar die Beklagte auf die Fehlverwendungen (in 
ihrem ganzen Umfang), "die im Rahmen der laufenden Prüfung 
bei der Firma G«L« G ^ p i  festgestellt worden seien«" 
Daraus ist aber kein Anhaltspunkt dafür zu entnehmen, daß 
sie diese Fehlverwendungen schon im Januar 1957 gekannt 
hat«

Im Schriftsatz vom 18« Januar 1957 bestreitet die Be- 
klagte von dem Standpunkt aus, ihre Bürgschaft erstrecke 
sich nicht auf den Kredit, soweit er fehlverwandt worden 
sei, "für sämtliche von der Klägerin gewährten noch offe­
nen Dokumentenvorschüsse die zweckgerechte Verwendung"« 
Auch dies besagt nichts Entscheidendes für eine Kenntnis 
der Beklagten« Diese bezieht sich dann in dem Schrift­
satz vom l8« Januar 1957 von dem Standpunkt aus, die Klä­
gerin müsse "die zweckgerechte Verwendung" des Kredits dar 
legen und beweisen, auf ein Schreiben der Klägerin an das 
Bundeswirtschaftsministerium vom 6« Juli 1956, in dem die­
se zugegeben habe, daß die Beklagte für Posten von insge­
samt rd« *flo ooo DM mangels zweckgerechter Verwendung 
nicht in Anspruch genommen werden könne« Die Beklagte 
führt aber zugleich aus, daß die Klägerin sich in Höhe 
von rd« l5o ooo DM auf einen Gegenposten berufe, den 
sie im einzelnen darlegen möge« Aus dem Schriftsatz 
ließe sich deshalb - wenn man alle sonstigen Bedenken



Segen eine solche Feststellung, insbesondere auch hinsicht­
lich der Identität dieser Fehlverwendungen mit den vom Be­
rufungsgericht festgestellten und hinsichtlich des Inhalts 
des in Bezug genommenen, aber nicht vorgelegten Schreibens 
zurückgestellt - allenfalls entnehmen, daß die Beklagte 
in Januar 1957 von FehlverWendungen in Höhe von rdo 25o ooo 
wußteo Damit hatte sie aber im Januar 1958 noch nicht ihr 
Anfechtungsrecht verloren, nachdem sie bis dahin erfahren 
hattej daß in Wirklichkeit die Fehlverwendungen fast das 
Vierfache betrugen«

2« Die Revision bemängelt ferner, auch die materiellen 
Voraussetzungen einer Anfechtung nach § 123 BGB seien recht 
fehlerhaft festgestellt«

a) Das gelte in erster Linie für die sog« Fehlverwen- 
düngen« Es möge zwar richtig sein, daß die Firma 
von den bis Ende November 1953 (vorschußweise) erhalte­
nen 3 Millionen DM rdo 1 Million DM nicht.zur Bezahlung 
von Waren für die Niederlassungen verwandt habe« Es seien 
jedoch vor Beginn der Kreditgewährung durch die Klägerin, 
also Anfang Juli 1953? für drei Millionen DM bezahlte Wa­
ren in den Niederlassungen vorhanden gewesen, ebenso aber 
auch Ende November 19539 als in der Sitzung des Intermi­
nisteriellen Ausschusses vom 3o« November 1953 die Über­
nahme der Bürgschaft beschlossen worden sei« Wenn die Fir­
ma G^IHl von dem in diesem Zeitabschnitt erhaltenen Kre­
dit von 3 Millionen DM 1 Million zweckfremd verwandt ha­
be, so müsse sie einen Betrag in gleicher Höhe von ande­
rer Seite, also in diesem Sinne aus eigenen Mitteln, bei­
gebracht haben, da sonst nicht der Bestand an bezahlter 
Ware in den Niederlassungen sich auf '.derselben Höhe ge­
halten haben können Es lägen deshalb überhaupt keine 
echten "Fehlverwendungen11 vor; die Firma ^abe
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vielmehr nur eine von ihr vorgenommene Vorfinanzierung 
wieder ausgeglichen« Dies habe das Berufungsgericht un­
ter Verletzung des § 286 ZPO nicht berücksichtigt« Die 
Rüge ist nicht begründet«

Die Revision übersieht zunächst3 daß ihre Schlußfol­
gerung aus dem Vergleich des Bestandes an bezahlter Ware, 
der angeblich Anfang Juli 1953 vorhanden war, mit dem 
vom 3o« November 1953 rechnerisch nur zwingend ist, v/enn 
zwei weitere Voraussetzungen gegeben sind, nämlich, wenn 
in der Zeit von Juli bis November 1953 auch für drei 
Millionen DM Ware in die Niederlassungen geliefert und 
dort während dieser Zeit ebenfalls für 3 Millionen DM 
Ware umgeschlagen worden ist« Denn auch diese beiden Um­
stände sind mitbestimmend für den Umfang des an einem 
Stichtag vorhandenen Warenbestandes« Mindestens für das 
letztere bietet der Vortrag der Parteien in der Berufungs­
instanz keinen Anhaltspunkt« Aber auch die von der Kläge­
rin selbst gemachten Voraussetzungen (3 Millionen IM be­
zahlte Ware Anfang Juli und Ende November 1953) konnte 
das Berufungsgericht aus dem ihm vorliegenden Prozeß- 
Stoff nicht entnehmen« Die Klägerin sieht die Unterlage 
dafür in der folgenden, die Niederlassungen betreffen­
den Zahlenaufstellung 3 die der Prokurist der Firma 
4 A  Dr« B u p ^ i n  der erwähnten Sitzung vom 3o« Novem­
ber 1953 mitteilte:

Aktiva DM Mio
Waren 6
Anlagen 1,2
Forderungen 1,3
zus« 8,5

Passiva DM Mio
Lieferanten 3
Bankschulden 3
Konsortialkredit 1 
eigenes Vermögen 1,5

T75

.s
I
'.»f.

,1
zus
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Das Berufungsgericht hat sich mit dieser Aufstellung 
in anderem Zusammenhang (So lo8 - 111 UA) (arglistige 
Täuschung über den Status) auseinandergesetzt und dort 
zu Recht festgestellt3 das Zahlenwerk sei nicht eine 
skizzierte Teilbilanz5 sondern habe nur verdeutlichen 
sollen, daß die im § 3 Ziff« 3 der Allgemeinen Bedin­
gungen "festgelegte Voraussetzung" ("die Übernahme der 
Bürgschaft durch den Bund setzt voraus, daß o««« der 
Schuldner ein Drittel der gesamten Anschaffungskosten 
der oooo Waren selbst aufbringt") gegeben gewesen sei: 
das Zahlenwerk beziehe sich auch nicht auf den 3oo No­
vember. 1953*) sondern einen früheren Zeitpunkt (3o« Sep­
tember 1953 ?)» Schon deswegen ist diese Zahlenaufstel­
lung keine brauchbare Unterlage für den Bestand an be­
zahlten Waren per 3o» November 1953« Woraus das Beru­
fungsgericht die weitere Feststellung hätte entnehmen 
sollen, daß auch Anfang Juli 1953 der Bestand an bezahl­
ter Ware 3 Millionen DM betrug, hat die Revision nicht 
angegeben6 Auch der Parteivortrag in den Vorinstanzen 
läßt dies nicht erkennen« Das Berufungsgericht hat des­
halb § 286 ZPO nicht verletzt, wenn es die Fehlverwen­
dungen für die Zeit bis Ende November 1953 schlicht 
festgestellt hat, ohne zu prüfen, ob die Klägerin in­
soweit nur eine von ihr beigebrachte Vorfinanzierung 
ausglich? für das letztere bot der Prozeßstoff, insbe­
sondere der Vortrag der Klägerin, keinen Anhaltspunkt«
Es kann deshalb dahinstehen, ob ein solcher "Ausgleich" 
sachlichrechtlich überhaupt mit der Folge von Bedeu­
tung sein konnte, daß für die Klägerin in der Sitzung 
vom 30o November 1953 die Pflicht entfiel, die Tatsa­
che der Fehlverv/endungen den Vertretern der Beklagten 
gegenüber zur Sprache zu bringen«

In der mündlichen Verhandlung hat die Klägerin ih­
ren Revisionsangriff dahin geändert, daß sie - allein



sich stiltzend auf die am 3o° November 1953 vorgelegte 
ZahlenaufStellung - geltend gemacht hat«) für die Vertre­
ter der Beklagten sei nur von Bedeutung gewesen, daß in 
den Niederlassungen für 3 Millionen DM bezahlte Ware vor 
honden gewesen sei; es sei aber nicht darauf angekommen, 
ob diese Ware gerade mit dem von der Klägerin gewährten 
Kredit oder aus anderen Mitteln der Firma G f i m  bezahlt 
worden seio Deshalb habe sie durch die sog* “Fehlverwen- 
dungen“ im Ergebnis nur eine eigene Vorfinanzierung des 
erwarteten Kredits wieder ausgeglichen■>

Auch unter diesem Gesichtspunkt bleibt der Revisions­
angriff ohne Erfolg.» Dabei braucht nicht entschieden zu 
werden,, ob nicht schon der Ansatzpunkt der Revision, näm 
lieh die Verknüpfung der Zweckbindung der Bürgschaft mit 
der Eigenleistung der Firma G | m ^  verfehlt isto Jeden­
falls ist eine solche Anknüpfung hier unzulässig. Nach 
§ 3 der “Allgemeinen Bedingungen“ war nämlich Voraus­
setzung für die Übernahme der Bürgschaft eine Eigenfi­
nanzierung durch die Firma G f Ü B t  in Höhe von 1/3 "der 
gesamten Anschaffungskosten der für das Verkaufslager 
bestimmten Waren“« Die von der Firma GfHHI vorgelegte 
Zahlenaufstellung diente gerade dem Nachweis, daß die­
se Voraussetzung bei ihr vorliege« Aus der Aufstellung 
entnahmen die Beteiligten, als Selbstbeteiligung sei 
ein Drittel von ^+,63̂  Millionen DM (Berechnung siehe 
Vermork Dr» GöflHB über die Sitzung vom 3o« November 
1953? Bl« 36 ^  GA) erforderlich und diese Selbstbetei­
ligung sei mit 1,63^ Millionen DM gegeben« Dieser Be­
trag überschritt die erforderliche untere Grenze der 
Selbstbeteiligung nur um ein Geringes» Jedenfalls konn­
te von ihm nicht, wie die Klägerin will, ein Betrag in 
Höhe der Fehlverwendungen abgezogen werden, um diese 
auszugleichen» Der Revisionsangriff scheitert deshalb 
jedenfalls daran, daß die Revision die Eigenleistung
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der Firma zugleich unter dem Gesichtspunkt der nach
den Allgemeinen Bedingungen beizubringenden Selbstbeteili­
gung der Firma G f | ^ u n d  des Ausgleichs der Fehlverwendun- 
gen in Anspruch nimmt« Dafür reichte die Eigenleistung der 
Firma wie die Beteiligten sie am 3o« November 1953
errechnet hatten, nicht aus*

b) Eine Täuschung seitens der Klägerin stellt das Beru­
fungsgericht zweifach fest: einmal hätten die Vertreter 
der Klägerin in der Sitzung vom 3o« November 1953 sagen 
müssen, daß sie die Kreditverwendung nicht kontrolliert 
hätten; ferner hätten sie die Umstände mitteilen müssen, 
aus denen sie vrnßten, daß die Firma GfKKt} den Kredit 
(teilweise) nicht bestimmungsgemäß verwandt hatte*

Die Revision rügt, das Berufungsgericht setze sich 
damit in V/id er Spruch zu seinem in anderem Zusammenhang 
(So 122 UA) vertretenen Standpunkt, in Höhe der Fehlver­
wendungen hafte die Beklagte überhaupt nicht aus der 
Bürgschaft, weil sich auf sie die Bürgschaft nicht er­
strecke o Von diesem Standpunkt aus habe für die Beklag­
te die Frage von FehlVerwendungen des Kredits nur neben­
sächliche Bedeutung gehabt und schon deshalb sei die Klä­
gerin nicht verpflichtet gewesen*' die Tatsache, daß Fehl­
verwendungen vorgekommen waren, in der Sitzung vom 3o« No­
vember 1953 zu offenbaren« Auch dieser Revisionsangriff 
erweist sich im Ergebnis als unbegründet«

In der Tat hat das Berufungsgericht in anderem Zu­
sammenhang (So 122 UA) ausgeführt, "die Beklagte könne, 
soweit es sich um die genannten Fehlverwendüngen hand­
le, aus der Bürgschaft nicht in Anspruch genommen wer­
den, weil eine solche Fehlkreaitgeuährung nicht Gegen­
stand der Bürgschaft sei"« Ob diese Meinung richtig ist,
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oder ob nicht das Gegenteil aus der Bürgschaftserklärung 
zu folgern ist, die unter I und II die zu sichernde For­
derung durch Bezugnahme auf den zwischen der Klägerin und 
der Firma geschlossenen Kreditvertrag bestimmt,
kann dahinstehen« Auch wenn eine Fehlverwendung des Kre­
dits automatisch die Bürgenhaftung ausschließen wurde., 
hätten, wie das Berufungsgericht in seiner Hilfsbegründung 
zutreffend feststellt, die Vertreter der Beklagten in der 
Sitzung vom 3o« November 1953 ein wesentliches Interesse 
daran gehabt, zu erfahren, daß die Firma G ^ B B d  
sie bürgen sollten, unter Vertragsbruch einen Teil des 
Kredits bestimmungswidrig verwandt hatte« Denn daraus er­
gaben sich naheliegende Schlüsse auf eine persönliche Un­
zuverlässigkeit und fehlende Kreditwürdigkeit der Schuld­
nerin« Entgegen der Meinung der Revision genügte schon 
dies, um insoweit der Klägerin nach den Regeln des red­
lichen Geschäftsverkehrs eine Offenbarungspflicht aufzu­
erlegen o Das Berufungsgericht hat deshalb zutreffend 
eine solche bejaht«

c) Das Gleiche gilt hinsichtlich der Ursächlichkeit 
der Täuschung« Das Berufungsgericht hat dazu festgestellt: 

wenn sie (Klägerin) offenbart hätte, hätte der IMA 
(Interministerielle Ausschuß) sich nicht an diesem Tage 
zur Übernahme der Bürgschaft bereit erklärt, sondern nä­
here Aufklärung verlangt, wäre der Bürgschaftsvertrag 
nicht zu dem Zeitpunkt und/oder nicht in der Form abge­
schlossen, wie er abgeschlossen worden ist„H Es ist 
nicht zu beanstanden, daß das Berufungsgericht den hy­
pothetischen Geschehensablauf alternativ auffächert; 
denn es genügt die Feststellung, daß ohne die unzuläs­
sige Beeinflussung der Entschließungsfreiheit die Willens­
erklärung entweder überhaupt nicht oder nicht zu der Zeit 
wie geschehen oder anders abgegeben worden wäre (BGB RGRK
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11. Auflo § 123 Nr» 32)o Das Berufungsgericht setzt sich 
mit seiner Feststellung auch nicht, wie die Revision 
meint, in Widerspruch zu seiner So 8? UA wiedergegebenen 
zutreffenden Auffassung, daß der Bürgschaftsvertrag erst 
durch die Aushändigung der Bürgschaftsurkunde am 280 April 
195^ zustande gekommen sei» Es hat vielmehr nur der Be­
sprechung vom 3oo November 1953 entscheidende Bedeutung 
innerhalb der Verhandlungen zugemessen und konnte deshalb 
zu Recht folgern, daß, wenn diese Besprechung anders aus­
gegangen wäre, die spätere Bürgschaftsübernahme dadurch 
betroffen worden wäre»

Es hat auch nicht, was die Revision als Verletzung des 
§ 286 ZPO rügt, nur apodiktisch die Ursächlichkeit festge­
stellt, sondern weitere Erwägungen zur Ursächlichkeit der 
Täuschung jedenfalls insoweit angestellt, als die Klägerin 
verschwiegen hatte, daß sie bis dahin die Verwendung des 
Kredits nicht kontrolliert hatte« Dazu stellt das Beru­
fungsurteil (So 121) fest:

"Wenn die Klägerin (durch den Zeugen FflHR) ••• offen­
bart hätte, daß.sie den Verwendungszweck nicht kon­
trolliert habe, »o» wäre aller Voraussicht nach 
Dr0 B u ^ |  (Prokurist der Firma nach etwai­
gen Fehlverwendungen gefragt worden »»* Nachdem »»o 
die Firma der Klägerin reinen Wein einge­
schenkt hatte, ist nicht einzusehen, warum B u ^ ^  
auf ausdrückliches Befragen nicht ebenso offen ge­
genüber der Beklagten hatte sein sollen»n

Diese Begründung genügt den Erfordernissen des § 286 ZPO» 
Hinsichtlich der zweiten festgestellten Täuschung (Ver­
schweigen der Fehlverwendungen selbst) enthält allerdings 
das Berufungsurteil keine weitere Begründung für die Fest-



Stellung ihrer Ursächlichkeit. Sie war aber entbehrlich-, 
da insoweit die Ursächlichkeit auf der Hand lag« Die Ver­
treter der Beklagten durften "nach den Allgemeinen Bedin­
gungen !* (§ 1 Ziffo 2) Bürgschaften nur übernehmen, "zur Fi 
nanzierung von Verkaufslägern «o« bei Niederlassungen deut 
scher Ausfuhrhändler im Ausland"» Es lag deshalb auf der 
Hand, daß es die Verhandlungen beeinflußt hätte, wenn die 
Vertreter der Klägerin am 3oo November 1953 die teilweise 
Fehlleitung des Kredits bekanntgegeben hätten. § 286 ZPO 
ist demnach auch hier nicht verletzt«

d) Schließlich rügt die Revision noch, das Berufungsge­
richt habe ohne Begründung und deshalb unter Verletzung 
des § 286 ZPO festgestellt, die Vertreter der Klägerin hat 
ten die Fehlverwendungen in dem Bewußtsein verschwiegen, 
daß dies für den Entschluß der Beklagten bestimmend sein 
werde oder könne« Die Rüge ist unbegründet« Das Berufungs­
gericht hat die subjektive Seite der Täuschung nicht ohne 
Begründung festgestellt, sondern zieht dafür die Umstände 
heran, unter denen sie verübt wurde« Es führt dazu aus 
(S, 121 UA): »,«« Bislang hatte sie (Klägerin) der Fir­
ma G V H  einen ungesicherten Personalkredit gegeben«
Die entscheidende Sitzung stand bevor «.. " Demnach hat­
te die Klägerin, wie das Berufungsgericht sagen will, al­
len Anlaß, in der Sitzung vom 3o« November 1953 alles 
hintanzuhalten, was den Vertretern der Beklagten eine 
Bürgschaftsübernahme bedenklich erscheinen lassen konnte« 
Daß dazu die Tatsache der FehlVerwendungen gehörte,ver­
stand sich (siehe oben c) von selbst« Das Berufungsgericht 
hat damit"*-» daß es ein zureichendes Motiv für ein Schwei­
gen der Vertreter der "Klägerin! auf zeigte, die Feststel­
lung, daß sie aus eben diesem Grunde geschwiegen hätten, 
ausreichend begründet«
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IIo Schadensersatzansprüche der Klägerin

1« Schadensersatzansprüche wegen Verschuldens bei Ver­
trag sverhandlungen»

Die Klägerin behauptet, die Beklagte habe sie veranlaßt, 
der Firma G ^ m  den Kredit zu geben, ohne daß die Beklag­
te vorher hinreichende Informationen Uber die Kreditwürdig­
keit der Firma eingeholt hatte» Hierzu habe sie insbesonde­
re Veranlassung gehabt, weil in den Bilanzen der Firma ste­
tig eine Forderung der G o m ^ H H ^ a n k  von 95 ooo DM ausge­
wiesen sei» Wäre die Beklagte dem nachgegangen, so hätte 
sie festgestellt, daß diese Schuld aus einem 1939 gegebe­
nen staatlichen Sperrmarkkredit stammte, den - ausweislich 
einer bei der Oberfinanzdirektion liegenden Akte -
B r ^ ^ H H H i  ebenfalls zweckfremd verwandt habe» Dies hät­
te die Beklagte ihr mitteilen müssen» Die (Klägerin) habe 
darauf vertrauen dürfen, daß die Beklagte das Risiko der 
Bürgschaft nicht ohne sorgfältige Prüfling der Verhältnisse 
der Firma G^Bfe übernommen hätte»

Das Berufungsgericht hat demgegenüber festgpstellt, 
daß die Beklagte nicht die Klägerin veranlaßt habe, den 
Kredit zu geben» Im übrigen sei es Sache der Klägerin 
selbst gewesen, sich über die Kreditwürdigkeit der 
'iFirma- zu vergewissern» Die Schuld der Firma ß©-
genüber der G o H H [ H B ^ an^ ^abe der Beklagten keinen 
Anlaß geben können, wegen dieses Sperrmarkkredits Nach­
forschungen anzustellen» Die Revision rügt Verletzung 
der §§ 2^2, 276 BGB» Die Rüge bleibt ohne Erfolg»

Da die Beklagte nach den nicht angegriffenen Feststel­
lungen des Berufungsurteils die Klägerin nicht veranlaßt
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hatj der Firma G d R  den Kredit zu geben, bleibt als An­
knüpfungspunkt für eine Haftung der Beklagten nur die Tat­
sache, daß sie mit der Klägerin wegen der Übernahme der Bür 
schaft verhandelt hat» Daraus ergab sich aber für die Be­
klagte- aus dem Gesichtspunkt des Verschuldens bei Ver­
trag sverhandlung en - nicht eine Rechtspflicht gegenüber 
der Klägerin,sich ausreichende Unterlagen über die Kredit- 
v/urdigkeit der Firma zu verschaffen» Dies zu tun
lag zwar im eigenen Interesse der Beklagten» Sie war aber 
der Klägerin gegenüber dazu nicht verpflichtet» Diese gab 
den Kredit, soweit er durch die Bürgschaft nicht gedeckt 
wurde 3- auf eigenes Risiko, ebenso wie die Beklagte bei 
der Bürgschaftsübernahme auf eigenes Risiko handelte» Für 
die Klägerin mochte zv/ar die Bürgschaftsübernahme durch 
die Beklagte tatsächlich ein maßgeblicher Anhaltspunkt für 
eine positive Beurteilung ihres Kreditnehmers sein, das 
enthob sie aber - wollte sie ihr Interesse wahren - nicht 
eigener Feststellung» Das Berufungsgericht hat in diesem 
Zusammenhang (S» lßo UA) mit Recht darauf hingewiesen, 
daß auch die Klägerin selbst in ihrem Schreiben vom 22»
Juli 1953 an Rechtsanwalt Dr» (Bd. I Bl» 36 sich
die Prüfung der Kreditwürdigkeit der Firma vor der
endgültigen Kreditzusage ausdrücklich Vorbehalten hatte»
Daß es sich hier bei der Bürgin um die Bundesrepublik, 
also den Staat handelt, ist für die anstehende Frage ent­
gegen der Meinung der Klägerin unerheblich» Im Rahmen 
der Bürgschaft und der sie vorbereitenden Verhandlungen 
standen die Parteien sich als gleichberechtigte Partner 
auf privatrechtlicher Ebene gegenüber; der Klägerin ge­
genüber handelte die Beklagte lediglich als Fiskus und 
nicht als Hoheitsträger oder öffentliche Verwaltung» An 
ihre Sorgfaltspflicht kann deshalb nicht ein anderer 
Maßstab angelegt werden, als bei Privatpersonen» Ob für 
die Beklagte aus dem Gesichtspunkt der §§ 2^2, 276 BGB
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eine Rechtspflicht bestanden haben könnte, die Klägerin 
über ihr bekannte Tatsachen zu unterrichten, die gegen 
eine Kreditgewährung sprachen, kann dahinsteheno Denn mit 
Recht hat das Berufungsgericht die alte Schuld gegenüber 
der G c ^ m p ^ b a n k  nicht als eine solche Tatsache ange­
sehen, Aus der Schuld als solcher, die mit 95 ooo DM im 
Rahmen der Bilanzsumme nicht entscheidend ins Gewicht 
fiel, war in dieser Hinsicht nichts zu schließen, Zu 
Hecht auch hat das Berufungsgericht es als unerheblich 
angesehen, ob sich aus einer (bei der Öberfinanzdirektion 

befindlichen) Akte der ehemaligen Devisenstelle 
konkrete Vorwürfe gegen die Firma G ^ | ^  hinsichtlich der 
Verwendung des Sperrmarkkredits ergaben«, Denn unstreitig 
war diese Akte den bei den Bürgschaftsverhandlungen betei­
ligten Vertretern der Beklagten (Ministerien, Treuarbeit 
und nicht bekannt und nur auf deren Kenntnis kam
es an (RGZ 59, ^oo, k-oÖ; BGB RGHK § 166 Nr, lo; vgl, Ur­
teil des BGH IV ZR 197/61 vom 31ol»1962)0 Das Berufungs­
gericht hat demnach mit Recht einen Schadensersatzanspruch 
der Klägerin aus Verschulden bei Vertragsverhandlungen 
verneinto

?o Anspruch wegen Verweigerung der Zustimmung zur Kre-

Dem Klagbegehren liegt insoweit folgender Sachverhalt 
zugrunde: Am 15» Juni 195^ schrieb die Klägerin dem Bürgen 
für den ERP-Kredit (Behörde für Wirtschaft und Verkehr,
Amt für Wirtschaft, der Freien und Hansestadt H f H | ) ;

"Wir bitten Ihre Aufmerksamkeit darauf lenken zu dür­
fen, daß unserer Auffassung nach die Entwicklung des 
Afrikageschäfts der Firma G,L, G^pB| in den letzten 
Monaten für uns Veranlassung seinmuß, für die Zu­
kunft eine Ausgangsbasis zu schaffen, von der aus den



beteiligten Kreisen alle Möglichkeiten offen ste­
hen , V/ir stellen deshalb in unserem Hause Erwägun­
gen darüber an, ob nicht in gewissem Umfang die 
bisherige Kreditkonstruktion eine Änderung erfah­
ren sollte o o o Weiterhin haben wir gewisse Beden­
ken, bei der derzeitigen Situation der Firma er­
neut ooo Mittel herauszulegen, obwohl nicht mit 
hoher Wahrscheinlichkeit abgesehen werden kann, 
daß die Firma ihren alten und evtl«, neuen Verpflich­
tungen nachkommen wird« V/ir möchten Sie daher bit­
ten, uns Ihre Auffassung darüber mitzuteiien, ob 
nicht gegebenenfalls der Kreditvertrag vorsorglich 
gekündigt werden sollte«,"

Durchschrift dieses Schreibens erhielt die Beklagte zu Händen 
der Kreditversicherungs-AG«, Am 1«. Juli 195*+ antwor­
tete H

"Ein solcher Schritt müsse sorgfältig geprüft und 
mit beiden Bürgen besprochen werden«»"

Am 19° August fand eine Besprechung statt, an der Vertre­
ter der beteiligten Ministerien, der Bürgen und der Klä­
gerin teilnahmen«, Es wurde beschlossen, "die Kredite im 
Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts vorsorglich zu 
kündigen mit dem Ziele der Herbeiführung erforderlicher 
Vertragsänderungen"o Mit Schreiben vom 2o0 August 19?+ 
an die Bürgin lehnte die Klägerin den Entwurf eines Ände­
rung skündigungsschreibens vor0 Die Bürgen nahmen hierzu 
nicht mehr Stellung, weil der Kreditnehmer BrflBPHIHIB 
sie Ende August über die Beteiligungsverhandlungen mit 
BofQD, die als erfolgversprechend angesehen wurden, un­
terrichtet hatteo Auf Anregung H f l m s  fand am 23* Sep­
tember 19?+ eine weitere Besprechung zwischen den Vertre­
tern der beteiligten Ministerien und der Bürgen statt, in 
der beschlossen wurde, einer Kündigung der Kredite nicht 
zuzustimmen, um die Verhandlungen mit B o ^ m  nicht zu 
störeno Die Klägerin wurde über den Verlauf der Bespre­
chung unterrichtet o Bei einer Besprechung vom 16«, Februar
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1955 im Bundeswirtschaftsministerium wurde unter Teilnahme 
der Klägerin beschlossen, die verbürgten Kredite sollten 
zim 15* März 1955 gekündigt werden; dies geschah durch 
Schreiben der Klägerin vom 2* März 1955 an die Firma

Die Klägerin behauptet, die Beklagte habe sich bis da­
hin wiederholt einer Kündigung widersetzt und so eine frü­
here Kündigung9 die noch eine Rückführung des Kredits er­
möglicht hätte«, vereitelt« Insoweit habe sie "Weisungen” 
im Sinne des § 9 Abs« k der "Allgemeinen Bedingungen" er­
teilt 9 denen sie (Klägerin) habe folgen müssen« Die Be­
klagte hafte jedenfalls unter dem Gesichtspunkt der §§ 670, 
21-i-2 BGB für den entstandenen Schaden«,

Das Berufungsgericht hält den Vortrag der Klägerin, 
daß die Beklagte sich einer früheren Kündigung widersetzt 
habe, nicht für hinreichend substantiiert5 nimmt auch kei­
ne "Weisungen" der Beklagten an und ist im übrigen der Auf­
fassung 3 daß die Klägerin zu einer Kündigung des Kredits 
nach den Vertragsbestimmungen einer Zustimmung der Be­
klagten nicht bedurft habe«,

Die Klägerin rügt Verletzung der §§ 2b29 670 BGB« Die 
Rüge ist nicht begründet«

Die Beklagte könnte - aus welchem Grunde auch immer - 
auf Schadensersatz nur haften«, wenn ihr ein Verschulden 
zur Last fiele« Die Klägerin hat aber trotz wiederholten 
Vorhalts seitens der Beklagten (Schriftsatz vom 21« Januar 
1957 So *+8 Bd* II Bl« 156g Schriftsatz vom 6« Juli 1957 
S« 1? 2 Bdo III Bl« 380g 381 GA) sich nicht auf ein Ver­
schulden der Beklagten berufen« Zu Unrecht meint die Re­
vision g die Forderung der Klägerin ließe sich auf § 670 EG3
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stützen» Abgesehen davon, daß hinsichtlich der Kündigung 
des Kredits zwischen den Parteien ein Auftragsverhältnis 
nicht bestand, könnte die Klägerin nach dieser Bestimmung 
nur ihre Aufwendungen ersetzt verlangen» Sie hat aber durch 
die einstweilige Belassung des Kredits nichts aus ihrem 
Vermögen aufgevendet, dessen Wert sie als Aufwendungsersatz 
verlangt3 vielmehr hat (nach ihrem Vortrag) die nicht 
rechtzeitige Rückführung des Kredits sich in der Folge­
zeit als nachteilig erwiesen und sie ist dadurch geschä­
digt worden» Verlangt sie hierfür Ersatz, so :kann das nur 
Inhalt eines Schadensersatzanspruchs sein, den sie aber, ob 
vertraglich oder außervertraglich, nur bei schuldhaftem Ver­
halten der Beklagten haben könnteo

3 d Schadensersatzanspruch wegen Aufgabe der Sicherheiten

In dem Kreditvertrag zwischen der Klägerin und der Fir­
ma vom I9°/22o März 195^ war unter III ("Sicher-
heitsbeStimmungen für beide Teile") geregelt, wie die Fir­
ma GflHP den Kredit - zusätzlich zu den Bürgschaften der 
Beklagten und - abzusichern hatte» In Ausführung
dieser Vertragsklausel übereignete die Firma durch
schriftlichen Vertrag vom Id April 195*+ der Klägerin alle 
in den im einzelnen bezeichneten Lagerräumen der Nieder­
lassungen lagernden Waren, und trat durch schriftliche 
"Abtretungserklärung (Mantelzession)" vom 22 o März 195^ 
"alle in Westafrika anfallenden Forderungen" an sie ab»
In der Bürgschaftserklärung der Beklagten vom 31» Marz/
2o April 195*+ war unter III G bestimmt: Die Verwaltung 
der gestellten Sicherheiten und die laufende Überwachung 
der Kreditwürdigkeit, des Darlehensnehmers obliegt Ihrer 
(der Klägerin) Verantwortungo Sie werden sich jedoch 
auf Verlangen von Bund und Land damit einverstan­
den erklären, daß eine von Bund und Land gemein-
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sain bestellte Treuhandgesellschaft die Interessen der Bür­
gen an einer ordnungsgemäßen Führung des Darlehens und sei­
ner Sicherheiten uahrnimmtc" Dementsprechend schlossen die 
Klägerin (Bc»nk) und die Revisions“ und Treuhand-
Aktiengesellschaft (Treuarbeit) am 6« 0ktober/3° November 
195**- einen schriftlichen Vertrag9 der auszugsweise lautet:

Mlo ooo Weiterhin sind gemäß Ziffer III des erwähn- 
ten Kreditzusageschreibens Sicherungsverträge mit 
der Kreditnehmerin geschlossen worden«, und zwar ge­
mäß III a und b ein übereignungsvertrag vom 1» April 
1951*- ooo bzw« ein Mantelzessionsvertrag vom 22o März 
195*1- o o o  Entsprechend den Bürgschaftsbedingungen sol­
len die der Bank von der Kreditnehmer in bestellten 
Sicherheiten auf die Treuarbeit übertragen und von 
dieser - auf der Grundlage der bei Abschluß dieser 
Vereinbarung erfolgten Kreditinanspruchnahmen - im 
Verhältnis 27 • 27 : 3 • 3 treuhänderisch für die Bun­
desrepublik Deutschland;, für die Freie und Hanse­
stadt für die

URä für die Bank gehalten wer­
den.

2o Die Bank überträgt hiermit ihre sämtlichen Rechte 
aus den in Ziffo 1 erwähnten Be Sicherungsv er trägen 
auf die Treuarbeit; die Treuarbeit nimmt diese Über­
tragung hiermit an« ooo

bo Die Vertragsschließenden sind sich darüber einig«, 
daß soweit nicht wegen der Rechtswirksamkeit eine Of­
fenlegung der in diesem Vertrage vorgenommenen Rechts­
übertragung notwendig ist«, diese Rechtsübertragung als 
stille Übertragung behandelt werden soll o»•,f



Das Schicksal dieser Sicherheiten vmrde aktuell bei den Sa­
nierung sverhandlungen mit BofP^), die am 260 November 195*+ 
zu einer "Grundsatzvereinbarung zwisehen GcL» und
BoW << führten» Dort heißt es, nachdem zuvor die Einzel­
heiten der vorgesehenen Beteiligung und Sanierung fastge­
legt sind:

"Diese Vereinbarungen gelten vorbehaltlich der Zustim­
mung der Deutschen Bundesstellen bezüglich der Frei­
gabe der (von G f ^ ^ )  einzubringenden Sachwerte in 
Nigeria» Diese Freigabe der Sachwerte ist eine wesent­
liche Voraussetzung für die Hechtswirksamkeit dieses 
Vertrages»"

Ob und unter welchen Voraussetzungen die Sicherheiten frei­
gegeben werden könnten, war Gegenstand einer Besprechung 
am I» Dezember 1951*- im Bundesfinanzministerium«, an der 
Vertreter der Ressorts, von Treuarbeit, ^ 4 H H l
und der Firma nicht jedoch der Klägerin, teilnah-
men. Die Freigabe der Sicherheiten v/urde in Aussicht ge­
nommen, falls die Firma G ^ H I  sich verpflichte, ihr HflA 

Unternehmen in eine GmbH umzuwandeln unter treu­
händerischer Beteiligung der Treuarbeit, und ihre Betei­
ligung an der Firma G ^ H  als Sicherheit stelle»
Die Klägerin erhielt das Sitzungsprotokoll am 6» Dezem­
ber 195^o Am 1*+» Dezember 195b fand eine Besprechung bei 
der Treuarbeit zwischen den Vertretern der Treuarbeit 
und H d ss sowie dem Kreditnehmer B r f l B B B H H i  
statt, bei der als Voraussetzung für die Freigabe der 
Sicherheiten nunmehr die Abgabe bestimmter Erklärungen 
B r 4 H H H B s vereinbart vmrde» Hierüber verhält sich 
ein Schreiben H U m ^ s  vom 15- Dezember 195^ an die Fir­
ma GflUM (durchschriftlich an die Klägerin), in dem es
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heißt:

auch P]
wird mitgeteilt 5 daß sich sowohl der Bund wie 
. 0 e o mit der Freigabe der Sicherheiten0 0 0

unter der Voraussetzung einverstanden erklären3 daß

und Treuhand-AGo aushändigeno Auch die Klägerin hat 
dieser Vereinbarung mit Schreiben vom 15«, Dezember 
195^ zugestimmt * * <>
Bezüglich der Sicherungsübereignung der Shares »»» 
in Höhe von mindestens Pfund Sterling 2?o ooo er­
klärten Sie sich damit einverstanden-, eine entspre­
chende schriftliche Erklärung vor einem zuständigen 
Angehörigen der Behörden am l60 Dezember 195̂ * abzu- 
geben 0 o o
Sie erklärten sich fernerhin damit einverstanden«, daß 
Sie nach Abschluß des Hof^p^Vertrages die noch be­
stehenden Buchforderungen Ihrer H p ^ ^ p |  Firma gegen 
über der Firma GoL„ Gfp[^ Ltd» L pp| an die (Treuar­
beit) zu Gunsten der Bürgen und des Kreditgebers ab- 
treteno

Die Abgabe der o.. Erklärungen ist ebenfalls eine 
Voraussetzung für die Freigabe der Sicherheiten ooo "

Das in diesem Schreiben in Bezug genommene Schreiben der 
Klägerin an H p p m  vom 15« Dezember 195^ lautete:

11 ooo Wir haben zur Kenntnis genommen9 daß die Bun­
desrepublik Deutschland und die Freie und Hanse­
stadt H p m  in ihrer Eigenschaft als Bürgen ooo 
die in Ziff. Io des zwischen der Firma G0L0 Gp|^p 
und der (Bo ) am 26« November 195^ geschlosse-

Sie an die Firma 3oPPp| .«« eine unwiderrufliche Zah- 
lti^gsanv;eisühg' Tür einen Betrag von 2 <,5 Mio DM zur 
Zahlung auf das Anderkonto der D J B M  Revisions-

o o o



-  26 -

non Vorvertrages vorgesehene Zustimmung zur Frei­
gabe der zur Zeit von der Firma GoL» GtfHB verwal­
teten, auf die Treuarbeit übertragenen Sicherheits- 
v/erte gegeben hato

Als durchleitende Bank geben wir hiermit auch unse­
re Zustimmung zu der Freigabe « o«11

Ebenfalls am 15° Dezember 195*+ erteilte H ( | ^  Dr«. H ö f B V  
von der Treuarbeit, der am 17» Dezember 195*+ an den Vorhand­
lungen der Firma G f H V  Mit B o ^ | p  in Den Haag wegen Aus­
führung der Grundsatzvereinbarung teilnahm, folgende Voll­
macht:

ooo Das Amt bevollmächtigt Sie im Einvernehmen mit 
dem BundeswirtSchaftsministerium und der (Klägerin), 
daß Sie berechtigt sind, die Interessen der Bürgen 
und der Bank bei den Verhandlungen zwischen der Firma 
G ^ H B  und der Firma B o ^ H  zum Abschluß des Betei­
ligungsvertrages zu vertreten«”

Am l60 Dezember 195^ gab B r f l H B H I H I  zu Protokoll der 
Finonzbehörde H f H B  die von ihm in der Besprechung vom 
l^o Dezember 19 5**- zugesagten Erklärungen ab« Am 17« Dezem­
ber 195*4- verhandelte er in Anwesenheit Dr» von
der Treuarbeit mit der Firma B o ^ m  in Den Haag« Nachdem

die unwiderrufliche Anweisung, 2,5 Millio­
nen DM an die Treuarbeit zu zahlen, an B o ^ l  ausgehän­
digt hatte, und nachdem Dr« H ö f H B  eine fernschriftliche 
Bestätigung von erhalten hatte, daß auch die Kre­
ditanstalt für Wiederaufbau einer Freigabe der Sicherhei­
ten zugestimmt hatte, gab er im Namen aller Beteiligten 
die Sicherheiten frei und erklärte sich mit deren Ein­
bringung in die im Juni 195^ gegründete Firma G0L0 G| 

einverstanden»
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Dio Klägerin macht geltend, Dr« H ö ^ H P  habe von ihr 
keine Vollmacht gehabt, die Sicherheiten freizugeben; sei­
ne Vollmacht habe nur auf Wahrnehmung ihrer Interessen ge­
lautet a Sie habe sich mit einer Freigabe der Sicherheiten 
nur unter der unausgesprochenen aber selbstverständlichen 
Bedingung einverstanden erklärt, dafür eine Gegenleistung 
in Form anderer Sicherheiten zu erhaltene Es habe kein An­
lass bestanden, die Sicherheiten als Vorlo‘ins.tung vor Ab­
schluß des Beteiligungsvertrages freizugeben»
Sie sei - wie die Kreditanstalt für Wiederaufbau - der An­
sicht gewesen, die Sicherheiten wurden erst bei dem Ab­
schluß des endgültigen Vertrages freißege-
ben» Die Beklagte müsse für das Versehen ihres Mandatars, 
der Trouarbeit, einsteheno

Das Berufungsgericht hält für nicht geklärt, ob die 
K r ^ p H H H I  £ür ihre Zustimmung zur Frei­
gabe der Sicherheiten bedingungslos erklärt habe« V/enn 
sie das nicht getan habe, so könne evtl« sie aber nicht 
die Klägerin Rechte daraus herleiten» Der Klägerin habe 
aus den ihr übersandten Unterlagen (Grundsatzvereinba- 
rung) und den Ferngesprächen mit bekannt sein
müssen, daß die Freigabe in der Tat eine Art Vorleistung 
habe darstellen sollen, weil sie ausdrücklich “Voraus­
setzung der Rechtswirksamkeit (der Grundsatzvereinbarung)” 
gewesen sei, damit dann der eigentliche Beteiligungsver­
trag ausgearbeitet werden konnteo

Die Revision rügt Verletzung des § 286 ZPO und des 
materiellen Rechts; auch diese Rüge ist im Ergebnis nicht 
begründeto

Der Vertrag vom 6c Oktober/3« November 195'̂  zwi­
schen der Klägerin und Treuarbeit wurde durch die Nich­
tigkeit des Bürgschaftsvertrages (siehe oben I) nicht
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betroffen, da die beiden Verträge nicht ein einheitliches 
Rechtsgeschäft im Sinne des § 139 BGB bildeten; wohl ver­
lor die Übertragung der Sicherheiten auf die Treuarbeit 
ihren Rechtsgrund, der in III G des nichtigen Bürgschafts­
vertrages lago Der Vertrag vom 6«, Gktober/3» November 195*f 
vor ein Treuhandvertrag, durch den die Treuarbeit die Si­
cherheiten für die beiden Bürgen (Beklagte und 
und die beiden Kreditgeber ( K r € H f l H H B  für 
l ^ u n d  Klägerin) im Verhältnis der Haftungsquoten - wie 
Ziffo 1 des Vertrages audrücklich sagt - "treuhänderisch 
hielt"o Wenn der Treuhänder (durch Dr„ die Sicher­
heiten zur Unzeit und ohne Ermächtigung aller Treugeber 
freigab, so konnte darin eine zum Schadensersatz verpflich­
tende Verletzung vertraglicher Pflichten als Treuhänder 
liegen* Diese Schadensersatzpflicht traf gemäß §§ 276,
278 BGB die Treuarbeit als Treuhänder!^ Für deren Ver­
schulden würde die Beklagte gemäß § 278 3GB wie für eige­
nes oinzustehen haben, wenn ihr selbst gegenüber der Klä­
gerin die Pflicht oblag, die die Treuarbeit verletzt haben 
soll, und sie sich zur Erfüllung dieser Verbindlichkeit 
der Treuarbeit bedient hat* Das ist jedoch zu verneinen„
Die Treuarbeit war zwar bei der Durchführung der Kredit­
aktion von der Beklagten mit wesentlichen Aufgaben be­
traut worden,. Nach den "Allgemeinen Bedingungen" waren

(Treuarbeit) vom Bund beauftragt und ermächtigt, alle 
die Übernahme von Bürgschaften nach Maßgabe dieser Be­
dingungen betreffenden Erklärungen, soweit sie nicht 
der BundesSchuldenverwaltung Vorbehalten waren, namens 
und im Aufträge des Bundes abzugeben und entgegenzuneh­
men", wobei "federführend der H^Mp^waro" Dementspre­
chend hat auch die Treuarbeit neben und zusam­
men mit der Bundesschuldenverwaltung die Bürgschafts- 
Urkunde unterschrieben« Sie nahm vorher und nachher an

"die
die
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zahlreichen Besprechungen teil und führte für die Beklag­
te Prüfungsaufträge bei der Firma G f l B  durch» Insoweit 
handelte sie für die Beklagte5 die deshalb auch für et­
waige Verletzung vertraglicher Sorgfaltspflichten seitens 
ihrer Erfüllungsgehilfin wie für eigene einzustehen ge­
habt hätteo Bei dem Treuhandvertrag vom 6» Oktober/3» No­
vember 195*+ lagen die Verhältnisse aber wesentlich anders»

Durch die Kantelzession vom 22» März 195^ und die Siche­
rung sübereignung vom 1» April 195^ hatte die Klägerin - als 
Kreditgeberin - die ganzen Sicherheiten erhalten5 obgleich 
das wirtschaftliche Risiko im wesentlichen nicht sie-, son­
dern die Bürgen traf; ferner war die Klägerin für den ERP- 
Kredit nur durchleitende Bank» Das wirtschaftliche Risiko 
des Kreditgeschäfts trugen also die Bürgen zu je 9o % des 
jeweiligen Kredits und die Kreditgeber zu jeweils lo 
Durch den Treuhandvertrag wurden alle Beteiligten (Kredit­
geber und Burgen) entsprechend diesem durch ihre Haftung 
bestimmten Risiko in der Person eines Treuhänders an den 
Sicherheiten beteiligt» Treuhänderin war die Treuarbeit 
und nicht die Beklagte» Die Treuarbeit war allen vier 
Beteiligten als Treuhänderin in gleicher V/eise verpflich­
tet» Im Bereich der Erfüllung ihrer Treuhänderpflichten 
handelte sie nicht für die Beklagte* der diese Pflichten 
nicht oblagen* sondern ausschließlich in eigener Verant­
wortung 5 die sie gegenüber allen Beteiligten in gleicher 
V/eise hatte» Die Beklagte kann deshalb auch nicht gemäß 
§ 278 BGB für etwaige Versehen der Treuarbeit haftbar 
gemacht werden» Für den von der Klägerin geltend gemach­
ten Schadensersatzanspruch ist mithin die Beklagte nicht 
passiv legitimiert3 so daß es auf die weiteren Fragen 
(Verschulden des Treuhänders* Schaden) nicht mehr an- 
k ommt»



Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 £P0o

c Kaidinger Dr0 Gelhaar Dr«, Dorschei Dr„ Messner Mormann
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